
Ü_Ö'■äe5562ia!9'eri‘th_ff
__

'-1.1111111_13119161 Im_Name'_n des Volkes
.

In dem Rechtssfreii

.T'Ü
.

5 ”j _;«„
der BundesVers1cherungsanstal* für

Angestellte‚ Ber—f'_
«zugestellt “ ‘ lin 31 Ruhrstraße 2, * _ _. f>hf
'ääääärääväälons—'>1_

_
} Beklagten und Rev131onsklagerln‚_j7‘*

11 April 1965‚- _— g e_ g _e _n
"B)dem Revisionsri■4
jbeklagten am '
f9„_April 1965 “11" Kläger

und Rev131onsbeklagten,
7C_)dez Beigélar ‘ _denen am

13TOZGBbGV011ma0ht1gter
X■ä Apr11_1965

9Reg°0bersekretar
-_als Urkundebeam
Ater der Geschäfts—f_

'ste_ll_e

b918815ä6n2
Landesver31cherunvsanstalt Rhéinprövinz‚

; Dusseldorf Königsällee 71,
___ ‚_ .

li'hat 'der 11 Sehät äes
Bundess021alger10hts ohne münd—.Üf

_
liche Verhandlung nach 5' 124 Abs° 2 i V m() 9 153 Abso

; und 5 165 des 8021a1ger1chtsgesetzes am_230 März 19_65
:;l‚unter Mitwirkung von v - —

Ä"

'‚ÜSenatspra51dent Dr° H a u e i s e n
als Vorsit23ndemy

-1Bun_desrichterin
„Dr„—S c h w a r z 71 '. und__

Bundesrichtef Dr° B u s s '" : 13
„ \ als weite_rén Berufsr1chtern‚l_

‚“Bundessozialrichter G ü n t h e r ‘j‘>_jun&_f
Bund6380zialrichter Dr° N e u

m & n n _j
a1s ehrenamtlichen Richtern

»für Recht
erkannt:

' 1 Auf die ReviSio■ der Beklagten wird das Urteil des 5>

‘ 7Landessozialgerichts Nordrhe1n—Westfalen vom 7 De—
zember 1960 aufgehoben„ :_ .,» ;„»

20 Die Berufung des Klägers gegen äas
Urteil des So—-'Ä

' zia1gerichts Köln v0m 16 Bebruar 1959_W1rd in ‘“'“völlem_ Umfang zurückgewiesen°

30 Außergerichtliche Köstén sind im Berufungsverfahren f
. ‘und im Revisionsverfähre■ nieht _Zu erstatten° ' '

" V 0 n _Re c h t s w e g e n 9
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'Die Beklagte beWi1ligte
dem im Jahre 1900 geborenen Kläger '

durch Bescheid vom 5 Februar 1957 eine Rente wegen Be—'
'rufsunfähigkeit ab November 195.6 Sie berechnete die Rente

ausschließlich aus den von 1916 bis 1946 zur Arbeiterren—
tenversicheruhg (ArV) geleisteten Béiträg0nund erklärte

__vdie nach Ausstellung_der Angestellténversicherungskarte ‘ ‘1
er° 1 (Dezember'l947)_Von 1948 bis September 1956‘freié „')

“_w1llig zur Angeste_1ltenVersichcrung (AnV) entrichteten “{
Beiträge für unwirksam°

\

Die auf Anrechnung
auch dieser Beiträge gerichtete Klage'

„hat das Sczialgericht (SG) Köln abgewiesen (Urteil vom
"16 Februar 1959)o Das _Landessozialgericht (LSG) N0rdrhe1hé

F'Westfalen hat der Berufung des_Kläger3 stattgegeben‚ so—
1we1t"es sich um die vor Eintritt der Berufsunfähigkeit

‘
(Mai 1956) geleisteten. Beiträge handelt (Urteil v0m 7 De—5

"zember 1960) Bei seiner Entscheidung hat das LS_Gnur das
‚_v0r'1957 geltende Recht angewandt Es stimmte der Beklag—

_ten darin zu9 daß äer Kläger von
1948 bis 1956 in der AnV

.weder versicherungspflichtig noch versicherungsberechtigt

'Üwar‚ daß die AnVBeiträge -auch nicht in der ArV engerech—'

'_net werden dürften und daß die Beklagte das Recht zur Be—
_1anstenäung der Beiträge nicht auf Grund der 55 190 des_
_,Angeste11tenvers1cherungsgesetzes (AVG) aF, 1445 der '

„Reichsvérsieherung30rdnung (RVG)eF verloren habe°
Das'1_

'LSG meinte jedoch9 daß die Beklagte nach der "Lehre Vom
_Rechtsschein‚ die auf dem Grund3atz von T_reu und Glauben

_
eruht" die Beiträge gleichwehl bei der -Bentenberechnung

.berücksichtigen müsse‚ weil der Vefsicherungsträgcr die;1

, —im Dezember‘l949 aufgerechnete —
Angestélltenversichee'

2_ '«
’)

„
—....
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' rungskarte'■r° 1 unbeanstandet entgegengénommen habe, ob—.
;fwohl die Eintragungen auf der Karte die fehlende Versiche—é
—;rungsbefugnis Ohne weiteres offenbart 'hätteno;_ ' ‘

.'M1t der zugelassenen Revision beantragt die Beklagte, "

'des Urteil_ des LSGaufzuheben und die Berufung

gegen das; Urteil des S;G zuruck4uu01scno""‘

Ü'Sie rügt eine Verletzung des materiellen Rechts; naeh ihrer 51

,
Meinung darf die unbeanstandete' bloße Annahm_e

von Versiche—

rungskarten dem Ver310herungstrager n1eht; zum
Nachteil ge— '

;
';reichen° ' ' ' ' ' "

»
Der

Klager beantragt die Zuruckweisung der Revision°
_

Alle
Beteiligten

haben sich mit einer
Entscheidung ohne mund” '

;
liche Verhandlung einverstanden erklärt° ? ' “ '

Die
Rev181on der Beklagten ist zu18581g

und begrundeto._;'

Gegen die Annahme des LSG, daß der Kläger in den Jahren 1948
.

bis 1956 * als selbständiger Fuhrun_ternehmer
— in der AnV

nieht versicherung3pflichtig und in diesem
Versicherungszweig

_
damals auéh- -nicht versicherungebérechtigt gewesen ist (vglo "“

@@_1243‚ 1244 RVOaF, 13 Abs, 6 (KVGaF) sind keine Einwände
_ne1h0ben word;en; diese Auffassung

ist-23äää
richtig Ebenso zu—'‚_

treffend is t die Schlußfolgerung des LSG, daß keine Vorschrift

_des gesetzten Rechts die' Beklagte daran gehindert hat, die Bei—'

“träge bei der Rentenfeststellung vom So Februar _1957 als unwirk—_

sam zu beanstanden° Entgegen der Ansicht des LSG haben aber aueh11

'-'4_.14
*-
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“Grundsätze des Rechtsseheins und die Wahrung von Treu und

Glauben die Beklagte nicht genötigt, die zu Unrecht ent—

richteten Beiträge bei der Rentenberechnung wie wirksame
»'Beiträge

zur AnV zu behandeln°

Das LSG folgt hier Gedankengängen, die es selb tischen in

“einemfrüheren, in Breithaupt 1958s 650, veröffentlich—
,

ten Urteil ausführlich dargelcgt hat (vgl auch Brackmann,

‚Handbuch der Sozialvérsicherung, S 656 c)o Seine Überle»_

gungen gründen si.ch auf die Auffassung, daß der Versiche—
'rungsträger auf Grund seiner Schutz— und Fürsorgepflicht

gegenüber den Versicherten Verpflichtet sei, die nach der

Aufrechnung bei ihm eingehenden Versicherungskarten vor der
Einordnung in des Kartenarchiv ein2eln auf sofort erkenn—

'bare Beanstandungsgründe zu prüfen° Eine solche Prüfungs4

pfli'Cht bestandund besteht aber nicht (Vgl° auchUrteil
‚_des erkennenden Senats vom 23° März 1965,'11/1 RA 198/62),

‚Es ist zwar richtig, daß
der Vereicherungsträger

—
zumal-

'heute im Hinblick auf das Soziälstaateprinzip des Grund—

_gesetzes (Art 20, 28) — allgemein zur verständnisvollen

Förderung der_versicherten verpflichth:iet 'und daß sich
hieraus unter Umständen konkrete Pflichten'2u“Belehrungen,
Hinweisen usw° gegenüber den Versicherten ergeben können
(so der 4 Senat des Bundessoziälge'riChts

—BSG - im Ur—
' teil vom 14 Juni 1962, SozR ur',' 3 @1233 EVO, sowie Uff—E
häuseh, im "Juristenjahrbuéh", 4 Bd„, 1963, 206 ff, uo""
_Hofmann, ZBR 1965, 6,15) Auch wenn 'aber -enerkannt wird,
daß jeder Versicherte ein schutzwürdiges Interesse daran
hat, daß- die Unwirksamkeit von Beiträgen nicht er3t unver—

hält unismäßig lange Ze'it nach ihrer Entrichtung festgesté11t

'wird, ist zu beruck31ch+1gen, daß auch der Versiéherungs—

träger ein nicht mih'dér schutzwürdigee Interesse daran hat,

daß er bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben nicht
überfordert
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wird und daß Aüfwand und Erfolg der VerwaltungSarbeit in

einem angemessenen Verhältnis zueinander stehen Wie die.

Entstehungsgesohiohte der Vorschriften über die "unwirk—\

-samen Beiträge", insbesondere die des 5 1445 RVG sF zeigt
(vgl. dazu Hanow—Lehmann, Invalidenversichérung, 4„Auflo,

@1445RVG,1n'm„2,11v11111912, 676, 677und 1914, 685,
'689), ist sich auch der Gesetzgeber dieser interessenlage

"bewußt gewesen;
er hat in mehrfacher H1néicht unbilligen

“Härten für den Versicherten vorgebeugt (5% 1442 ff RVO eF,

4140 AVGff nF), zugleich jedoeh dem Versicherungsträger re;

>_'_ge1mäßigbis zumAblauf von 10 Jahren seit derAü'frechnung
[ der Voréicherungskärten die Béanstandungsmögliohkeit offen»

gehalten; diese Régelung'h3t den Interessen aller Beteilig—

_
ten und allen Gesichtspunkten der Billigkéit in erschöpfen»

—W'd‘ér'WeiseRechnungtragen sollen (11v1AN 1914, 685, 689,
"Urteil des 12 Senats des BSGvom 26 Mai 1964 —12/4 RJ

138/619 Angesichts dieser her.e1ts vom Gesetzgeber vorge—
fdnommenen umfassenden InteressenabWägung erscheint es unzu—
‘ lässig, das Beanstandungsrecht des Vete1cherungeträgers noch „
1'weiter eihzusohränken als es das Gesetz vorsieht Gegen eimi

weitere Einschränkung in den vom LSG genannten Fällen spricht'
hier außerdem, daß dem Vérsicherungsträger damit eine Mehr—*
arbeit eufgébürdét wird, die zu dem zu e1Wertenden Erfolg

».1n keinem Verhältnis steht; der Ver sid1en1hgeträger könnte
V’nämlich die Entgegennahme der Vereinberungskartén nichi mean

' seinen Registräturkräften übeflassen;‚ér müßtevielmehr*
‘Fachkräfte‚ die im Versioherungsreoht ausgebildet sind, mit

‘der-Durchsioht aller-eingehenden“Versicherungskorten'betrau—
len, obwohl es sehr zweifelhaft ist, 00 sich auf diese Weise

eine mangelnde Versicherungsbefugnis sogleich feststellen
_ließe Das LSG meint zwar, die fehlende Vers1' chen1ngsoe—

_„reoht uigung habe sich hier unzweifelhaft aus der AnV—Kerae

Ä_Nrd_l in Ve1oindüng min der Markenvernendnng‚‘dem Ausstel—

..6-
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‘lungsdatum und dem in der Karte eingetragen01 Beruf und

Geburtsdatum des Klägers ergeben° Dabei ist jedoch nicht

beachtet, daß z„B° eine angegebene Kertennummer unrid1tig

"sein kann und daß vor der Ausstellung der ersten Karte
;Zeiten liegen können, die bei der Prüfung der Versiche—

rungsberechtigung zu berücksichtigen sind, so etwa, wenn

vorher Beiträge in her aus dem Ausland entrichtet werden

sind oder wenn fremde Ve.rsicherungszeiten im Sinne des
‚Fremdrentenrechte (vgl° für die Zeit ab April 1952 bis,

1958 @ 4 FAG) bzw° eine Nachversicherung die Befugnis

‘zur Weiterversicherung vermitteln° Es würden-sich daher

in allen oder doch'in fast allen Fällen weitere Ermitta

‚
lungen nicht umgehen la58en‚ um

die Frage der Versionen.

rungeberechtiguné zuverlä$sig zuklären° Der Senat kann

deshalb die Auffassung des LSG nicht teilen, dä} der Ver—
sidcrungsträger die Versicherungskarten schon bei ihrem
Eingang einzeln auf "offensicht liche Beenstandungsgründe"

überprüfen muß (im Ergebnis ebenso ?ieü in EuM 2, 308, 311;

3, 212, 214;1o‚ 316, 319 und Bay2”ää%—een1954 s\/3y-

abgedruckten Entscheidungen früherer Landesversicherungs—
ämter)° Damit entfallen aber 3

Ile Folgen, die des LSG aus
dem vermeintlichen Bestehen einer solchez Prüfungspflicht

—hat Ziehen wollen° ‘ ' ‘ * - -

-DieBeklagtehat auehnieht die Möglichkeit,die streiti—
gen Beiträge bei der Rentenberechnung als wirksame Bei—

fträge zur ArV zu berucksichtigeno Der Kläg'erv hätte siohfj

' nach @1244 RVG aF in den Jahren 1948 bis 1956 zwar in
n-diesem Versicherungszweig Weiterversichern können„ Die

1 iéhlerha_tezwehl des Versicherung52weiges durfte die Be—
klagte jeäoch_nicht richtigstellen‚ sie könnte insbesonde—

v‚re nicht—die Beiträge zur ArVüberweisena'nie iiberweisung
liehlentricnteter Beiträge mit der Folge, daß sie danach
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.f—:7 4'

.
"als zu_ Recht

entrichtete Beiträge" des richtigen Ver—'

,;sicherungSZweiges "gelten", hatte das alte Recht in '

2 g ; 445 b EVO nu'r für Pfl1chtbe1t1age vorgesehen (BSG
"4,_ 264; Urteil des 12„ Senats aaO)_ Das neue Recht ver4'
1pf1ichtet_deh Versicherungsträger allerdings auch zur

Überweisung féhlentrichteter freiwilliger Be1trage, wenn

_
die Weite:Versicherung _"nech @19 Abs„ 3 AVG“ ("_hach @1233

1Abe„' 3 EVO") im gewählten VersicherungszWeig nic'ht zuläs— '

sig gewesen 1st„ Die Verschrift .des neuen R'echts (@ 143
_

Abs„ 3 AVG), die
dee bestimmt, hat 'indes das LSG nicht an—'

gewendt, weil der Versicherungsfall hier ver 1957 einge—
'treten iSt; das LSG hat ans Art 2 5 6' des Angestelltel—

L yers1cherungs—Neuregelungsgesetzes (AnVNG) entnommen, dä3.

; jedenfalls dann, wenn ein Rentenan_pruch aus einem Vér— '
6}sicherungefall

vor 1957 erhoben wird, _a_lle für diesen An-

"spruch erheblichen Umstände — da2u gehö_ren nach der An—_ '

_
sicht des LSG auch a_lle Fra gen, die die Anrechenbarkeit

"voon Beiträgen betreffen
—

naeh"üem el'ten Re_chtzu beur—'

f_teilen seien„ Zur Nichtanwendoarkeit des 5 143 Abs„ 3 AVG
"auf Beiträge für Z_eiten vor 1957 ist auch der 12„ Senat ’

.'äes BSG_in dem sehon zitierten Urteil vom 26 Mei 1964

_
gelangt, obwc'hl

es sich in seinem Fall' um einen' reinen ‚-
'1"Be1„1agss„re1t" gehandelt_ hat„ Der 12 „

Senat hat sich_'

__dabei auf den allgemeinen Rechtsgrundsatz
gestützt, d’” 1

'.neue Rechtssätzé, welche .äie Rechtswirkungen von Tat—-
"'sa Chen bestimmen, s'ich nur auf die nach dem Inkrafttre—'

f'ten der 'neuen “ecntssatze eint'ret'enden
Tatsachen bezié—f

hen„ _Bs kann nun dähin$tehen, ob mit diesen Erwägungen '

allein die Anwendbarkei-t 'des' 5 143 Aos„ 3AVG auf fehl—ff

ent110htete 1reiwillige Be.iträge für Zeiten vor _19374 '
'inne1‘halb Oder außerhale' eines Réhtenverfahrens

—_auege—T
'schlos sen werden kann; es bedarf nämlich hier einer Ent—9

'_sdheiduhg über _äie allgemeine Anw'endbarkeit des 5 143

'
-'-'8'f-r'
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__3 _

'Abso 3 AVG auf Beiträge für_Zeiten vor 1957 deshalb nicht,

weil 5 143 Abs„ 3 AVG (5 1421 Abs° 3 EVO) die‘Überwei—

sung fehlentrichtetcr freiwilliger Beiträge an den rich—

„...—„,......w-n-

.
Versicherungszweig verfehlt hat° Das ergibt die ausdrück—

_? liche Bezugnahme auf die Vorschrift des 5 10 Abs 3 AVG
V;(@ 1233 Absa 3 RVG); sie bestimmt allein, in welchem

'. Versicherungszwéig bei Wandervérsicherten die Weiterver—
‚sieherung zulässig ist Die Einschränkung des durch @143

47Abs; 3 AVG'begünstigten‘Perscnenkreises auf Wanderver_
Sicherte läßt Sieh nicht als ein Versehen des Gesetz—

_gebers deuten; auch kann in der Anführung des 5 10 Aus 3

___AVG nieht nur ein Beispiel für alle Fälle der Fehlent— _,
' ri'0htung freiwilligér Beiträge gesehen werden° Dagegen

_
spricht nehen:dem Geéetze$w0rtlauf

vor allem_die Ent—‘
histehungsgeschichte des'ä'l43 Ab$°'3 AVG (@ 1421 Abs" 3

RVG)° Währendnämlich imehtwurf'der Bundesregierung

_
(Drucksache 2437, 2; Wahlpo»l953)“jederßezugnähme auf

f'_einedie Weiterversicheruhg"regelndelVorgchriftfehlt
3_und nach der Begründung nur eine " Zweifelerage zu—

' ‚günsten des Versicherten hat geklärt" werden sollen (Vgl

_

demgegenüber
je'doch BSG4, 264), hat der SonielPdlitische

, Ausschuß des Bundestages dann der Vorschrift die jetzige

"‘Fassung ge_geben‚ ohne daß irgendWie erläutert werden ist,
welche AbSicht die Bezugnahme eüf 5 10 Abs„-3 AVG (5 1233

Abs° 3 BVG)verfolgt Hiernach spricht jedenfalls vieles
dafür‚_ daß die Einschränkung auf Wanderversidherte gewollt

"gewesen iSv, Zumal sich dafür auch ein_ vernünftiger Grund
anführen läßt: Wer nämlich in mehreren Versicherungszwei—

g
gen pflichtversichert gewesen ist,

kann
den für die Wei—

terrarsicherung zuständigen Versicherungszweig immerhin

leichter ver ehlen unä.deshelb schutzwürdiger sein als
derqenige,_d er vor der_Weitervérsicherung stets nur inv

' "9f'
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‚—„9.—

einem VersicherungszWeig pflich1versich9rt war° Ist es dem—

nach aber nicht zulässig, @145_Absa'3 AVGauf a1dere Ver—
Si cherté anzuwenden als die, die als WenderversiCHerte die_'

Versicherung im falschen Versicherungezweig fre1Willig fort—

Setzen, damakann die.Vorschrift hier keine Anwendung finden;

äer Kläger 1st vor der Entrichtung der hier'stre1t1gen'Beié'
träge immer nur- in einem Versicherung32we'1g versichert

ge—
'

weseno'

Ob a'ef Kläge r die vom 'LSG verne1nte Mögl1chkeit
hätte, Be1—

träge zur AfV noch für d1'e Jähre 1948 bis '1956 nachzue■t—

r1qhten, muß‘dah1ngestellt bleiben, da bei der Entscheidung

über die' Rehtenhöhé die Moglichke1t Ger Nachehtrichtuhg von
Beiträgen so lange unerhebl1ch ist, als Bé1träge n1cht tat—

sächlich' ■ächentrichtet woräen'31ndov ”

Auf die Revision der Beklagt en ist
daher

das Urteil des LSG

äu1znheben__Und, da der Senat abschließend entscheiden kann,

die Berufung äe_s Klägers gegen' das U_rteil des SG in vollem

Umlange zuruckzuwe1sen°
_ ‘ ‘ ' '

Die Ko$ten'entscheidung beruht auf'ä
193VSGG;
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